
Was ist zu tun?
Ein Vergleich zwischen dem Aufbau, dem Umfang und der Tätigkeit des sowjet­

zonalen Staatssicherheitsdienstes und den der Sicherheit der Bundesrepublik und 
Westberlins dienenden Behörden ergibt nicht nur einen gewaltigen zahlenmäßigen 
Unterschied. Eines vor allem wird klar:

Während die Machtbefugnisse der westlichen Sicherheitsbehörden stark begrenzt 
sind und jeder Bürger sich gegenüber diesen Behörden auf die ihm nach Verfassung 
und Gesetz zustehenden Rechte mit Erfolg berufen kann, steht der sowjetzonale Staats­
sicherheitsdienst praktisch über dem Gesetz. Er kann so gut wie ohne jede Beschrän­
kung wirken; er hat es nicht nötig, sich an Verfassungsgarantien oder formale Vor­
schriften zu halten. Durch seine Tätigkeit werden die Grundrechte und -freiheiten ein­
geschränkt oder aufgehoben, Der von ihm ausgeübten Willkür steht die Rechtlosig­
keit der Bevölkerung gegenüber. Andererseits benutzt er die rechtsstaatlichen Be­
stimmungen des Westens, deren tatsächliche oder vermeintliche Lücken er geschickt 
auszunutzen weiß, um seine hier tätigen Agenten um so leichter arbeiten zu lassen. 
Es besteht ja nur ein geringes Risiko, daß ein solcher Agent gefaßt und bestraft wird.

Es fragt sich, ob der Rechtsstaat wirklich so wenig Mittel hat, sich gegen die 
Agententätigkeit des SSD und die damit verbundene Vorbereitung verbrecherischer 
Handlungen zu wehren. Es können selbstverständlich nicht im Interesse der Sicher­
heit der Bundesrepublik und Westberlins die Grundrechte suspendiert werden. Den­
noch aber scheint es durchaus möglich, dem Treiben des SSD wirksamer als bisher ent­
gegentreten zu können.

Die gewaltsamen Verschleppungen des Rechtsanwalts Dr. Walter Linse im Jahre 
1952 und des Robert Bialek im Februar 1956 haben die Bevölkerung der Bundes­
republik und Westberlins erschüttert und tief beunruhigt. Von maßgeblichen Politikern 
wurde gefordert, daß künftig bei Verschleppungsdelikten das schärfste Strafmaß An­
wendung finden sollte. Diese Forderung ist berechtigt; es muß aber sichergestellt sein, 
daß die Bestrafung eines verbrecherischen Handlangers des SSD nicht erst dann 
möglich ist, wenn die Vorbereitung eines Menschenraubverbrechens erkannt oder 
wenn gar das Verbrechen selbst schon zur Durchführung gelangt ist. Es muß aus den 
bestehenden Strafgesetzen oder durch eine neu zu schaffende gesetzliche Bestimmung 
ermöglicht werden, gegen Personen strafrechtlich vorzugehen, die sich in Westberlin 
oder in der Bundesrepublik aufhalten und gegen die der Nachweis geführt werden 
kann, daß sie entweder hauptamtlich für den SSD tätig sind oder sich zu Diensten 
für den SSD verpflichtet haben. Nur dann kann ein wirksamer Schutz vor Ver­
brechern bestehen, die einerseits an der Terrorisierung der Bewohner der Sowjetzone 
mitwirken, andererseits die für jeden Menschenraub unerläßlichen vorbereitenden 
Erkundungen und Ausspähungen vornehmen. Wenn schon die hauptamtliche oder auf 
dem Wege über eine Spitzel Verpflichtung eingegangene Verbindung zum SSD als 
strafbare Handlung angesehen wird, wird es für den SSD viel schwieriger als bisher 
sein, Menschen zu finden, die sich zur Erfüllung der notwendigen vorbereitenden Auf­
gaben in Westberlin oder der Bundesrepublik bereit finden. E's kann und soll nicht 
einer Kollektivverurteilung das Wort geredet werden. Es soll durchaus berücksichtigt 
werden, daß die übergroße Anzahl der Spitzelverpflichtungen vom SSD erpreßt wird, 
und daß der so Verpflichtete nur sehr selten gewillt ist, die von ihm verlangten
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